
Klientenzeitschrift  der Rechtsanwaltskanzlei

Partner von  
Eurojuris International, 

EU-weite Kooperation 
von Rechtsanwälten
m

it
Mai 2013

 16. Jahrgang

Fo
to

: N
eu

m
ay

r

R
e
c
h
t

Auch Heilungskosten, die über den Wert des Tieres 
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Anwaltliche Verschwiegenheit l Tragende Säule unserer Tätigkeit

Liebe Klientinnen 
und Klienten!
Das Recht auf und die 

Pflicht zur Verschwiegen-
heit sind Voraussetzung für 
die Unabhängigkeit des An-
walts und das Vertrauen sei-
ner Klienten. 

Die Rechtsanwaltsordnung 
bestimmt (Auszug aus deren 
§ 9):

Abs 2. Der Rechtsanwalt ist 
zur Verschwiegenheit über die 
ihm anvertrauten Angelegen-
heiten und die ihm sonst in 
seiner beruflichen Eigenschaft 
bekanntgewordenen Tatsa-
chen, deren Geheimhaltung 
im Interesse seiner Partei ge-
legen ist, verpflichtet. Er hat 
in gerichtlichen und sonstigen 
behördlichen Verfahren nach 
Maßgabe der verfahrensrecht-
lichen Vorschriften das Recht 
auf diese Verschwiegenheit.

Abs 3. Das Recht des Rechts-
anwaltes auf Verschwiegen-
heit nach Abs. 2 zweiter Satz 
darf durch gerichtliche oder 
sonstige behördliche Maß-
nahmen, insbesondere durch 
Vernehmung von Hilfskräf-
ten des Rechtsanwaltes oder 
dadurch, daß die Herausga-
be von Schriftstücken, Bild-, 
Ton- oder Datenträgern auf-
getragen wird oder diese be-
schlagnahmt werden, nicht 
umgangen werden; besondere 
Regelungen zur Abgrenzung 
dieses Verbotes bleiben unbe-
rührt.

Was immer dem Rechts-
anwalt in seiner beruflichen 
Sphäre zur Kenntnis kommt, 
wird ihm – wie es im § 9 Abs 
2  RAO so schön heißt - „anver-
traut“. Nur und gerade weil er 
darüber schweigen darf und 
muss, ist er in der Lage, im 
Sinne des § 9 Abs. 1 RAO die 
Rechte seiner Partei „gegen je-
dermann mit Eifer und Treue 
unumwunden vorzubringen“, 
und dabei letztlich nur sei-

nem Gewissen – und natür-
lich seinem Klienten/seiner 
Klientin – verantwortlich. 

Die Unabhängigkeit des An-
waltsstandes scheint selbst-
verständlich, ist es aber,  wie 
ein Blick auf andere Länder 
ebenso wie auf diverse Recht-
sentwicklungen leider auch 
im eigenen Land zeigt, nicht. 
Die Bemühungen unseres 
Standes, die zum Schutz der 
Mandantschaft unabding-
bare Unabhängigkeit des 
Rechtsanwalts in die Verfas-
sung aufzunehmen, sind bis 
dato noch nicht von Erfolg 
gekrönt. Einzige Erwähnung 
der Rechtsanwälte in der Ver-
fassung ist nach wie vor jene, 
dass deren Angelegenheiten 
durch (einfaches) Bundesge-
setz geregelt werden.

Umgekehrt werden im-
mer wieder vorschnelle Ver-
suche unternommen, die Ver-
schwiegenheit des Rechtsan-
walts auszuhöhlen und auf-
zuweichen. Eine der im letz-
ten Halbsatz des oben zi-
tierten Abs.3 ermöglichten 
Ausnahmen sind die inter-
national geltenden Bestim-
mungen nach der Geldwä-
scherichtlinie. Andere Aus-
höhlungsversuche konnten 
glücklicherweise bis dato ab-
gewendet werden, etwa eine 
Idee von Richtern und Staats-
anwälten, Ermittlungen da-
durch zu beschleunigen, dass 
Hausdurchsuchungen gegen 
verdächtigte Personen bei de-
ren Rechtsanwälten (zur Ein-
sicht in die sie betreffenden 
Handakten ihres Anwalts) 
durchgeführt werden. 

Auch ist es bis dato dabei 
geblieben, dass sogenann-
te berufsübergreifende So-
zietäten (also etwa gemein-
same Kanzleien von Anwäl-
ten und Wirtschaftstreuhän-

dern oder von Anwälten und 
Zivilingenieuren) in Österrei-
ch verboten sind. Der Europä-
ische Gerichtshof hat erst vor 
einigen Jahren in Holland die 
Zulässigkeit solcher Verbote 
bestätigt, und zwar genau 
mit der Begründung, dass für 
verschiedene Berufsgruppen 
unterschiedliche Verschwie-
genheitspflichten gelten und 
es einzelnen Staaten daher 
gestattet sein muss, ihren 
Rechtsanwälten (wenn für 
diese strengere Verschwie-
genheitspfichten gelten) sol-
che Zusammenschlüsse zu 
verbieten.

Die Verschwiegenheits-
pflicht des Rechtsanwalts ist 
eben kein Privileg für ihn, 
sondern für seine Mandant-
schaft, und macht geradezu 
seine Stellung im Gefüge des 
Rechtsstaats aus.

Nur ein unabhängiger und 
zur Verschwiegenheit ver-
pflichteter Rechtsanwalt 
kann ohne falsche Rücksicht-
nahmen die Interessen seiner 
Klienten gegenüber anderen 
Parteien, Gerichten und Ver-
waltungsbehörden vertreten 
und durchsetzen. n
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Aus dem InhAlt 3

Versichern beruhigt, 
jedoch nur dann, wenn 
der Schaden, den der 
Versicherungsnehmer erlitten 

hat, vom Versicherungsvertrag 
auch gedeckt ist und keine 
Obliegenheitsverletzungen vorliegen: 
zwei neuere versicherungsrechtliche 

Auch priVAte Knipser können zu Paparazzi werden. Stellen Sie sich vor, Sie 
machen ein Erinnerungsfoto und finden sich dann plötzlich als Beklagter vor 
Gericht wieder. Unmöglich? Nach einer kürzlich ergangenen Entscheidung des 
Obersten Gerichtshofes (6 Ob 256/12h) erscheinen die Rechte am eigenen Bild 
in neuem Licht. seite 11

Wie bereits berichtet, häuften 
sich in letzter Zeit die Fälle, 
wo Unternehmen durch 
Faxzusendungen einer „Steger 
Gewerbedatenverwaltung“ ersucht 
wurden, der Eintragung in das 
sogenannte „Gelbe Branchenbuch“ 
zuzustimmen bzw. die Richtigkeit 
ihrer Daten zu bestätigen. Doch 
Vorsicht … 
 seite 5

Entscheidungen des 
Obersten Gerichtshofes zur 
Einbruchsdiebstahlversicherung und 
zur Unfallversicherung.
 seite 5
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Wenn ein Schuldner in Insol-
venz geht, hat der Gläubiger 
mit einem erheblichen Aus-
fall seiner Forderung zu rech-
nen. Unternehmen können 
sich mit einer Quote von 20 
Prozent sanieren, natürliche 
Personen erhalten bei Errei-
chen von 10 Prozent im Ab-
schöpfungsverfahren be-
reits eine Restschuldbefrei-
ung. Konkursverfahren, in de-
nen das Vermögen zur Gänze 
verwertet und verteilt wird, 
erreichen oftmals nur noch 
niedrigere Quoten.

Das Ziel des Insolvenzver-
fahrens ist es, sobald jemand 
zahlungsunfähig oder über-
schuldet ist, eine Gleichbe-
handlung der Gläubiger her-
zustellen. Während in der 
Zwangsvollstreckung der 
erste alles bekommt und die 
folgenden Gläubiger warten 
müssen, wird im Insolvenz-
verfahren das (wenige) Vor-
handene zu gleichen Teilen 
verteilt.

Dies ist allerdings nicht ge-
recht, wenn vor der Insolvenz 
Vermögenswerte „verschwin-
den“ und bei der Verteilung 
nicht zur Verfügung stehen. 
Bei den sogenannten „unent-
geltlichen Verfügungen“ ist 
dies für jedermann problem-
los nachvollziehbar. Schenkt 

der Schuldner sein Haus sei-
ner Frau, um anschließend 
in Insolvenz zu gehen mit 
der Behauptung, er hätte ja 
kein Vermögen, fühlt sich der 
Gläubiger völlig zu Recht be-
nachteiligt. 

Das Anfechtungsrecht 
gibt dem Insolvenzverwalter 
die Möglichkeit, bestimmte 
Handlungen im Vorfeld der 
Insolvenz anzufechten und 
Vermögensübertragungen 
rückgängig zu machen. Un-
entgeltliche Verfügungen 
sind oftmals über einen lan-
gen Zeitraum anfechtbar.

Aber auch das vorzeitige 
Zahlen von Schulden, obwohl 
diese noch nicht fällig sind, 
kann anfechtbar sein. Der 
Gesetzgeber will vermeiden, 
dass jemand, bevor er den 
Insolvenzantrag stellt, mit 
dem letzten Geld noch sei-
nen besten Freund zahlt und 
dann die anderen Gläubiger 
bei der Verteilung der Über-
reste durch die Finger schau-
en. Auch wer zum Zeitpunkt 
der Zahlung weiß oder wis-
sen kann, dass der Schuld-
ner nicht mehr alle Gläubiger 
zahlen kann, darf sich über 
Post vom Insolvenzverwalter 
nicht wundern. 

Freilich ist dies nicht im-
mer gerecht: Kürzlich hatte 
der Oberste Gerichtshof ei-
nen Fall zu entscheiden, in 
dem ein Reisemobil bestellt 
wurde und auf die Lieferung 
eine Anzahlung von 15.000 
Euro geleistet wurde. Der Rei-
semobilhändler teilte nach 
einiger Zeit dem Käufer mit, 
dass er aufgrund wirtschaft-
licher Umstände sein Ge-
schäft schließen werde. Er gab 
bekannt, dass er das Reisemo-
bil nicht liefern könne und 
die Anzahlung zurückzahlen 
werde. Der Betrag von 15.000 
Euro wurde an den Besteller 
rücküberwiesen. Kurz darauf 
ging der Reisemobilhändler 
in Insolvenz.

Der Insolvenzverwalter 
focht die Rückzahlung der 
15.000 Euro bei Gericht er-
folgreich an und der Bestel-
ler musste die Vorauszah-
lung wieder rücküberweisen. 
Obwohl er selber keine Lei-
stung, also das Reisemobil, er-
halten hatte, erhielt er die An-
zahlung nicht zur Gänze zu-
rück, sondern nur die (nied-
rige) Quote. Der Insolvenz-
verwalter argumentierte er-
folgreich, dass zum Zeitpunkt 
der Rückzahlung dem Bestel-
ler aufgrund des Schreibens 
die Zahlungsunfähigkeit und 
die wirtschaftlichen Schwie-
rigkeiten des Reisemobil-
händlers bekannt sein muss-
ten, ein Recht auf Rückzah-
lung der Anzahlung im Fal-
le wirtschaftlicher Schwierig-
keiten ließ sich aus dem Ver-
trag nicht ableiten. 

Die Materie des Anfech-
tungsrechts ist nicht immer 
einfach. Dennoch gibt es An-
zeichen, bei denen zu Vorsicht 
geraten werden muss: Un-
entgeltliche Geschäfte sind 
leicht anfechtbar. Auch bei 
Zahlungen vor Fälligkeit bzw. 
bei Einräumung von Sicher-
heiten, die ursprünglich nicht 
vereinbart waren, ist die An-
fechtung denkbar. Auch Zah-
lungen im Exekutionsverfah-
ren sind oftmals anfechtbar.

In der Regel unproblema-
tisch sind Geschäfte, bei de-
nen der Leistungsausgleich 
unmittelbar erfolgt (Zug-um-
Zug-Geschäfte). Geschäfte, bei 
denen sofort bei Leistungser-
bringung bezahlt wird, sind 
daher in der Regel anfech-
tungsfest. Auch Alltagsge-
schäfte sind unproblema-
tisch. Der Kauf eines Wohn-
wagens ist nach der Recht-
sprechung allerdings kein All-
tagsgeschäft.  n

W 
eil auch der 
Masseverwalter 

einem „Nackten“ nicht 
in die Tasche greifen 
kann, versucht er das 
zu bekommen, was der 
Schuldner früher in der 
Tasche hatte.

Ausfall der Forderungen
Gleichbehandlung l der Gläubiger
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Im Folgenden werden zwei 
neuere versicherungsrecht-
liche Entscheidungen des 
Obersten Gerichtshofes zur 
Einbruchsdiebstahlversiche-
rung und zur Unfallversiche-
rung dargestellt:

Einbruchs-
diebstahlversicherung  

(7 Ob 239/12s):
Ein Golfclub hatte eine Ein-
bruchsdiebstahlversicherung 
abgeschlossen, deren Bedin-
gungen vorsahen, dass der 
Versicherer leistungsfrei wird, 
wenn nach Verlassen der versi-
cherten Räumlichkeiten nicht 
alle zur Sicherung der Räume 
vorhandenen Einrichtungen 
angewendet werden. 

Im gegenständlichen Fall 
wurde ein Fenster, das über 
eine barrierefrei zugängliche 
ebenerdige Terrasse zu errei-
chen war, über Nacht in ge-
kipptem Zustand hinterlassen. 
Einbrechern gelang es, das Fen-
ster mittels einer Schnur oder 
einer Drahtschlinge von außen 
zu öffnen. 

Der versicherte Golfclub be-
gehrte den entstandenen 
Schaden von seiner Versiche-
rung zum Ersatz, die mit dem 
Argument ablehnte, der Versi-
cherungsnehmer habe durch 
das gekipptlassen des Fensters 
grob fahrlässig gegen die Ob-
liegenheit verstoßen, die Ver-
sicherungsräumlichkeit ent-
sprechend zu versperren. Die 
beiden Unterinstanzen wiesen 
die Klage ab und wurden vom 
Obersten Gerichtshof bestätigt. 

Die Verpflichtung zum Absper-
ren der Versicherungsräum-
lichkeiten bezieht sich nicht 
nur auf Türen, sondern erfor-
dert, dass sämtliche von außen 
leicht erreichbaren und zum 
Einsteigen in die Räumlichkeit 
geeigneten Fenster vollständig 
zu schließen sind. 

Unfallversicherung  
(7 Ob 172/12p):

Als Unfall im Sinne der Allge-
meinen Unfallversicherungs-
bedingungen gilt ein vom Wil-
len des Versicherten unabhän-
giges Ereignis, das plötzlich 
von außen mechanisch oder 
chemisch auf seinen Körper 
einwirkt und eine körperliche 
Schädigung oder den Tod nach 
sich zieht. 

Ein gewolltes und gesteu-
ertes Verhalten des Versiche-
rungsnehmers gilt grundsätz-
lich nicht als Unfallereignis. 
Ein Unfall liegt aber bei einem 
Vorgang vor, der vom Versiche-
rungsnehmer bewusst und 
gewollt begonnen und be-
herrscht wurde, sich dieser Be-
herrschung aber durch einen 
unerwarteten Ablauf entzogen 
und nunmehr schädigend auf 

ihn eingewirkt hat. Ein Achil-
lessehnenriss, der während der 
normalen Laufbewegung, al-
so in der vom Läufer völlig be-
herrschten und auch gewollten 
Situation, eintritt, ist normaler-
weise kein Unfall im Sinne der 
Bedingungen. 

Läuft der Versicherungsneh-
mer allerdings, wie in einem 
unlängst vom Obersten Ge-
richtshof zu entscheidenden 
Fall, auf einem Sandstrand 
„in Schlangenlinien“, um 
möglichst auf festem Unter-
grund aufzutreten und sinkt 
er trotzdem plötzlich in eine 
unerwartete Vertiefung ein, 
wodurch er nach vorne kippt, 
dann wurde die fließende und 
gewollte Bewegung des Lau-
fens durch das Einsinken und 
Nachvornekippen unterbro-
chen. Aufgrund dieser unge-
wollten und plötzlichen Un-
terbrechung des beabsichti-
gten Laufvorganges hat der 
Oberste Gerichtshof im ge-
genständlichen Fall – anders 
als die Vorinstanzen – den er-
littenen Riss der Achillesseh-
ne als Folge eines Unfalls be-
jaht und die beklagte Versiche-
rung zur Leistung verurteilt.  n

V 
ersichern beruhigt, 
jedoch nur dann, 

wenn der Schaden, den 
der Versicherungsneh-
mer erlitten hat, vom 
Versicherungsvertrag 
auch gedeckt ist und 
keine Obliegenheitsver-
letzungen vorliegen.

OGH l neue Entscheidungen

Versichern beruhigt
ge
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Normalerweise 
ist eiN 
achillessehNeNriss 
kein Unfall im 
rechtlichen Sinn, 
aber …

Fo
to

: N
eu

m
ay

r



6 gesellschaftsRecht

mit RECHTmit RECHT

Bisher liegt zwar nur ein Be-
gutachtungsentwurf des 
Bundesministeriums für Ju-
stiz für das GesRÄG 2013 vor. 
Da man allerdings strittige 
Reformpunkte ohnehin auf 
eine spätere, umfassendere 
Reform des GmbH-Rechts ver-
schoben hat, stehen die Chan-
cen gut, dass der Entwurf tat-
sächlich umgesetzt wird. Im 
folgenden werden die we-
sentlichen geplanten Ände-
rungen kurz dargestellt:

Senkung des 
Mindeststammkapitals 

auf 10.000 Euro

Bisher beträgt das notwen-
dige Mindeststammkapital 
zur Gründung einer GmbH 
35.000 Euro (wovon 17.500 
Euro sofort einzuzahlen sind). 
Nach dem Entwurf soll nun-
mehr das Mindeststammka-
pital auf 10.000 Euro gesenkt 

werden, wovon zumindest 
5.000 Euro sofort einzuzahlen 
sind. Auch bei bereits beste-
henden Gesellschaften darf 
- natürlich nur unter Einhal-
tung der strengen Kapitalhe-
rabsetzungsvorschriften – das 
Stammkapital bis auf  10.000 
Euro herabgesetzt werden. 

Mit der Senkung des Min-
deststammkapitals geht auch 
eine entsprechende Senkung 
der Mindestkörperschafts-
steuer von 1.750 Euro auf 500 
Euro einher. 

Reduktion der 
Gründungskosten 

Ein niedrigeres Stammkapi-
tal führt automatisch auch 
zu einer Verringerung der an 
das Stammkapital anknüp-
fenden Tarife für Rechtsan-
wälte und Notare. Ergänzend 
ist ein stark verbilligter Tarif 
für eine standardisierte „Mu-
stersatzung“ geplant. Die-
ser soll für die Gründung von 
Einpersonen-Gesellschaften 
durch natürliche Personen 
(also nicht durch Unterneh-
men), die auch dem Neugrün-
dungs-Förderungsgesetz un-
terliegen, gelten.

Eine weitere Kostenerspar-
nis für jede GmbH-Gründung 
ergibt sich durch die Strei-
chung der – bereits oft kriti-
sierten - Veröffentlichungs-
pflicht der erfolgten Grün-
dung im Amtsblatt zur Wie-
ner Zeitung. 

Erweiterte Pflicht 
zur Einberufung der 

Generalversammlung

Als allgemeine Neuerung ist 
geplant, dass ein Geschäfts-
führer einer GmbH nun auch 
bei Erreichen der Kennzahlen 

des Unternehmensreorgani-
sationsgesetzes (Eigenmittel-
quote von weniger als 8 Pro-
zent und fiktive Schuldentil-
gungsdauer von mehr als 15 
Jahren) zur Einberufung ei-
ner Generalversammlung 
verpflichtet ist. Unverändert 
bleibt die Verpflichtung zur 
Einberufung bei Verlust des 
halben Stammkapitals. 

Fazit

Mit den geplanten Ände-
rungen folgt Österreich einem 
europaweiten Trend. Für Neu-
gründungen, die auf eine ent-
sprechende Kapitalausstat-
tung nicht angewiesen sind 
(z.B. in Dienstleistungsbran-
chen), wird sich die Grün-
dung einer GmbH mit gerin-
gerem Stammkapital lohnen. 
Bei kapitalintensiveren Neu-
gründungen wird, wie schon 
bisher, die bloße Einzahlung 
des Mindeststammkapitals 
nicht ausreichen und wer-
den Banken und andere Ge-
schäftspartner vom Gründer 
zusätzliche Sicherheiten ver-
langen. Unverändert gilt auch 
in Zukunft, dass auf eine Bera-
tung durch Rechtsanwalt und 
Steuerberater bei der Unter-
nehmensgründung nicht ver-
zichtet werden soll.   n

Mindeststammkapital 
abgesenkt

D 
 
ie Regierung 

plant eine Attrakti-
vierung von GmbH-
Gründungen, damit 
Österreich im europä-
ischen Vergleich wett-
bewerbsfähig bleibt. 
Kernpunkt des geplan-
ten Gesellschaftsrechts-
Änderungsgesetzes 
2013 (GesRÄG 2013) 
ist die Absenkung des 
Mindeststammkapitals 
auf  10.000 Euro und 
die Reduktion der Grün-
dungskosten. Die Neue-
rungen sollen am 1. Juli 
2013 in Kraft treten.

Regierungsplan l Attraktivierung von GmbH-Gründungen
ge
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Beim ersten Lesen entstand 
der Eindruck, es handle sich 

um die „Gelben Seiten“ der 
Firma Herold, weshalb viele 
Unternehmer das übermit-
telte Formular, in dem Glau-
ben, es handle sich um ein 
unentgeltliches Angebot, un-
terfertigt haben. Tatsächlich 
fand sich in dem Formular 
ein unauffälliger Entgeltlich-
keitshinweis. Die Folge waren 
horrende Rechnungen. 

Der Schutzverband gegen 
unlauteren Wettwerb hat nun 
eine Unterlassungsklage ge-
gen den Betreiber des Online-
Branchenbuches, Rene Ste-
ger, eingebracht. Bis zum Vor-
liegen einer rechtskräftigen 
Entscheidung über diese Kla-
ge konnte eine (mittlerweile 
rechtskräftige) einstweilige 
Verfügung erwirkt werden.

Diese einstweilige Verfü-
gung untersagt Rene Steger 

die weitere Verwendung der 
in der Vergangenheit ver-
sendeten Formulare oder 
ähnlicher Formulare, in de-
nen nicht unmissverständ-
lich und auch grafisch deut-
lich darauf hingewiesen wird, 
dass es sich lediglich um ein 
unverbindliches Angebot für 
eine Datenveröffentlichung 
handelt, welches Angebot der 
Adressat erst durch Unterfer-
tigung und Rücksendung an-
nehmen soll.

Insbesondere wird es Rene 
Steger auch untersagt, gegen-
über Personen und Unterneh-
men, welche aufgrund der 
oben beschriebenen Hand-
lungsweise irrtümlich eine 
Aussendung vervollständigt 
und/oder unterschrieben zu-
rückgesendet haben, auf Zah-
lungsansprüche zu bestehen 
und/oder solche durchzuset-
zen.

Wenn auch Sie auf den Trick 
hereingefallen sind, treten Sie 
gegenüber der Steger Gewer-
bedatenverwaltung vom Ver-
trag zurück und erklären Sie 
vorsichtshalber auch den Wi-
derruf ihrer (ungewollten) 
Vertragserklärung. Dann 
sollten Sie gegen weitere Be-
lästigungen gefeit sein.  n

W 
 
ie in der ver-

gangenen Ausgabe 
unserer Kanzleizeitung 
bereits berichtet wurde, 
häuften sich in letz-
ter Zeit die Fälle, wo 
Unternehmen durch 
Faxzusendungen einer 
„Steger Gewerbedaten-
verwaltung“ ersucht 
wurden, der Eintragung 
in das sogenannte 
„Gelbe Branchenbuch“ 
zuzustimmen bzw. die 
Richtigkeit ihrer Daten 
zu bestätigen. 

Horrende l Rechnungen

Gelbes Branchenbuch
ge
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BraNcheNBuchaNfrageN – 
treten Sie schnell vom Vertrag 
zurück.
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Da der Gesetzgeber mit der 
Umsetzung der Richtlinie be-
reits säumig war, entschied er 
sich für die verfassungsrecht-
lich problematische Rückwir-
kung eines Gesetzes, um ein 
eventuelles Vertragsverlet-
zungsverfahren der Union, 
das mit der Verhängung einer 
Geldstrafe enden könnte, zu 
vermeiden. Anzuwenden sind 
die neuen Bestimmungen 
grundsätzlich auf Verträge, 

die nach dem 16. März 2013 
geschlossen werden. 

Wesentliche Änderungen 
betreffen die Erfüllung von 
Geldschulden. Nach bishe-
riger einhelliger Lehre und 
Rechtsprechung waren Geld-
schulden „qualifizierte Schick-
schulden“ und reichte daher 
die Bank-Überweisung am 
Fälligkeitstag aus. Der Schuld-
ner hatte die Kosten und das 
Verlustrisiko zu tragen, das 
Verspätungsrisiko jedoch der 
Gläubiger. Nunmehr ist die 
Geldschuld eine Bringschuld, 
sie muss also so rechtzeitig 
einbezahlt werden, dass sie 
am Fälligkeitstag am Konto 
des Gläubigers gutgeschrie-
ben wird. Im Verbraucherge-
schäft reicht weiterhin die 
Überweisung am Fälligkeits-
tag aus.

Im Bereich des Mietrechts 
gilt nunmehr, dass der Miet-
zins am 5. eines jeden Ka-
lendermonats zu entrichten 
ist, wobei diese Regelung im 
Vollanwendungsbereich des 
Mietrechtsgesetzes durch Par-
teienvereinbarung nicht ab-
änderbar ist. 

Die Verzugszinsen im bei-
derseitigen Unternehmens-
bezogenen Geschäft wur-
den bei verschuldetem Ver-
zug auf 9,2 Prozentpunkte 
über dem Basiszinssatz er-
höht (§ 456 UGB; bisher 8 

Prozent). Bei nicht verschul-
detem Verzug kommen 4 Pro-
zent Verzugszinsen gemäß 
§ 1000 ABGB zur Anwendung. 
Der Schuldner ist im beider-
seitigen unternehmensbe-
zogenen Geschäft verpflich-
tet, dem Gläubiger pauscha-
le Betreibungskosten in Höhe 
von  40 Euro, unabhängig von 
deren Nachweis, zu bezahlen 
(§ 458 UGB). 

Vertragbestimmungen über 
den Zahlungstermin, die Zah-
lungsfrist, den Verzugszins-
satz und die Entschädigung 
für Betreibungskosten, die für 
den Gläubiger grob nachteilig 
sind, sind nichtig. Mit dieser 
Neuregelung sollen vor allem 
Kleinunternehmer gegenüber 
übermächtigen Marktteilneh-
mer gestärkt werden. 

Die Intention des Gesetzge-
bers die Zahlungsmoral durch 
das Zahlungsverzugsgesetz 
zu erhöhen, ist durchaus zu 
begrüßen. Die tatsächlichen 
(hoffentlich positiven) Aus-
wirkungen bleiben jedoch ab-
zuwarten.   n

Schlechte Zahlungsmoral

A 
 
m 20. März 2013 

trat mit Wirkung vom 
16. März 2013 das neue 
Zahlungsverzugsgesetz 
in Kraft. Anlass war die 
Zahlungsverzugsricht-
linie der Europäischen 
Union, die die Zahlungs-
moral, insbesondere 
der öffentlichen Stellen, 
innerhalb der Union 
stärken wollte.

Geldschuld l ist Bringschuld
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Der gesetzgeBer schützt die Tierliebe.

9schadeneRsatzRecht

Gemäß dem Allgemeinen Bür-
gerlichen Gesetzbuch sind 
Tiere zwar keine Sachen, wer-
den jedoch – soweit es keine 
Spezialregelungen gibt – wie 
solche behandelt. Sämtliche 
allgemeine Bestimmungen 
hinsichtlich Sachen (Gewähr-
leistung, Schadenersatz, Kauf, 
etc.) sind grundsätzlich ebenso 
auf Tiere wie auf beispielswei-
se Autos anwendbar.

Nun sind Tiere jedoch als le-
bende Wesen nicht wirklich 
mit Sachen zu vergleichen, ge-
rade mit Haustieren ist ein ho-
hes, auch von der Rechtsord-
nung anerkanntes, Affektions-
interesse (die „Besondere Vor-
liebe“) verbunden. Insofern 
schien es dem Gesetzgeber un-
angebracht, die allgemeinen 
schadenersatzrechtlichen Re-
geln hinsichtlich eines „Total-
schadens“ auch auf Tiere an-
zuwenden (im Schadenersatz-
recht sind die „Reparaturko-
sten“ einer Sache nur bis zu de-
ren tatsächlichen Wert zu er-
setzen). Da viele Haustiere, ob-
jektiv betrachtet und unter Au-
ßerachtlassung aller emotio-
nalen Bindungen, einen nied-
rigen Wert aufweisen, kosten 
schon einfache Behandlungen 
mehr als die Anschaffung 
eines neuen Tieres. Dies wür-
de zu dem unbefriedigenden 
Ergebnis führen, dass jemand, 
der ein Tier schädigt, mit einem 
geringen Schadenersatzbetrag 

„davonkommt“, während der 
Besitzer des Haustieres hin-
gegen die umfangreichen zur 
Rettung des Tieres notwen-
digen Kosten fast zur Gänze 
selbst tragen müsste. 

Die Affektion bzw. die Tier-
liebe, die ein Tierhalter seinem 
vierbeinigen Liebling entge-
genbringt, ist von der Rechts-
ordnung anerkannt und ge-
schützt; gemäß § 1332a ABGB 
sind bei Tieren auch über den 
Wert des Tieres hinausgehende 
Heilungskosten zu ersetzen, so-
fern ein „verständiger Tierhal-
ter“ diese Kosten zur Rettung 
aufgewendet hätte. 

Die Reichweite zeigt ein 
unlängst ergangenes Urteil 
des Landesgerichts Krems 
(1 R 127/12z); der Hund „Candy-
man“ wurde von einem weit-
aus größeren und stärkeren 
Hund angefallen und schwerst 
verletzt. Die Heilungskosten 
für „Candyman“ (der einen 
„objektiven“ Wert von ledig-

lich  950 Euro hatte), betrugen 
4.700 Euro. Das Landesgericht 
Krems hatte keine Zweifel, dass 
dieser Betrag von einem „ver-
ständigen Tierhalter“ zur Ret-
tung seines „besten Freundes“ 
aufgewendet worden wäre. Es 
zog hierfür Vergleichsentschei-
dungen aus dem deutschen Be-
reich heran, wo in einem Ein-
zelfall sogar das zehnfache des 
Tierwertes an Heilungskosten 
genehmigt wurde und sprach 
die gesamten 4.700 Euro zu. 

Es zeigt sich, dass zu Rettung 
von Tieren durchaus auch grö-
ßere Beträge aufgewendet 
werden, eine fixe Wertgren-
ze lässt sich aus diesem Urteil 
jedoch nicht herauslesen. Es 
liegt im Ermessen des erken-
nenden Richters, welcher Be-
trag noch als angemessen an-
gesehen wird. Sowohl der Wert 
des Tieres als auch die Stärke 
der Affektion zum Tier müs-
sen in Korrelation zu den auf-
gewendeten Kosten stehen. n

W 
 
ährend die 

Behandlung und ge-
sellschaftliche Stellung 
von Tieren wiederholt 
Gegenstand von emo-
tionalen Debatten im 
öffentlichen Leben ist, 
ist zumindest die recht-
liche Situation, was den 
Status von Tieren an-
geht, eindeutig. 

Haustiere l anerkanntes „Affektionsinteresse“

Candyman’s Heilung
ge

lie
bt

Fo
to

: N
eu

m
ay

r



10 WIRtschaftsRecht

mit RECHT

EuGH l stärkt Wettbewerb

Zugabenverbot
Bis zum Jahr 2010 war es Un-
ternehmen generell verboten, 
Zugaben zu gewähren. Das 
UWG sah nur wenige Ausnah-
men von diesem Zugabenver-
bot vor. In seiner Entschei-
dung vom 9. November 2010 
(C-540/08) stellte der Europä-
ische Gerichtshof fest, dass 
ein allgemeines Verbot von 
Zugaben an Konsumenten 
der europäischen Richtlinie 
über unlautere Geschäfts-
praktiken widerspricht. In der 
Folge wendeten die österrei-
chischen Gerichte das Verbot 
nur mehr für Zugaben an Un-
ternehmen an. Im Januar die-
sen Jahres machte der Gesetz-
geber aber nun mit dem gene-
rellen Zugabenverbot endgül-
tig Schluss: Auch an Unter-
nehmen dürfen nun zukünf-
tig Zugaben gewährt werden. 
Freilich ist bei jeder Zugabe 
aber weiterhin zu beachten, 
dass die allgemeinen Grund-
sätze des Gesetzes gegen den 
unlauteren Wettbewerb ein-
gehalten werden. Die Zuga-

be darf daher im Einzelfall 
weder irreführend, aggressiv 
noch sonst unlauter sein. Als 
Zugabe gilt dabei etwa auch 
die Einräumung der Möglich-
keit der Teilnahme an einem 
Gewinnspiel. Aus der Ge-
winnspielankündigung muss 
daher beispielsweise ersicht-
lich sein, ob mit dem Preisge-
winn auch Kosten übernom-
men werden müssen (Trans-
parenzgebot). Aber auch das 
Kartellgesetz (z.B. Missbrauch 
einer marktbeherrschenden 
Stellung) oder das Nahversor-
gungsgesetz (zur Sicherung 
des leistungsgerechten Wett-
bewerbs) stellen auch weite-
ren Schranken für die Gewäh-
rung von Zugaben auf. 

„Alles muss raus!“
Auch die auf das Jahr 1895 
(sic!) zurückreichenden Rege-
lungen für den Ausverkauf 
von Waren standen auf dem 
Prüfstand des Europäischen 
Gerichtshofes (EuGH 17. Jän-
ner 2013, C-206/11): Ein Inns-
brucker Einzelunternehmer 
kündigte in einem Inserat 
einen „Totalabverkauf“ von 
Waren an. Ein Branchenver-
band beantragte daraufhin 
eine Einstweilige Verfügung 
gegen den Unternehmer, da 
er den Ausverkauf seiner Wa-
ren ohne vorherige Bewilli-
gung durch die Verwaltungs-
behörde angekündigt hatte.  
Dies verstoße gegen das UWG. 
Der angerufene Europäische 
Gerichtshof beurteilte die Ge-
nehmigungspflicht von Aus-
verkäufen anhand der euro-
päischen „Richtlinie über un-
lautere Geschäftspraktiken“ 
anders: Die Ankündigung von 
Ausverkäufen ist auch ohne 
Bewilligung der zuständigen 
Bezirksverwaltungsbehörde 

zulässig. Der Bewilligungs-
zwang widerspricht der zi-
tierten Richtlinie. Die Ankün-
digung eines Ausverkaufs 
darf nur im Sinne der Richt-
linie weder irreführend, ag-
gressiv noch sonst unlauter 
sein. Aufgrund der Entschei-
dung des Europäischen Ge-
richtshofes wies der Oberste 
Gerichtshof die Einstweilige 
Verfügung gegen die Ankün-
digung des Ausverkaufs ab (4 
Ob 15/13d). 

Welches Recht gilt?
Bei der Ankündigung von 
Zugaben oder Ausverkäu-
fen ist – wie bei allen Werbe-
maßnahmen - immer zu be-
achten, dass die Zulässigkeit 
nach dem Recht jenes Staates 
zu beurteilen ist, auf dessen 
Markt die Werbemaßnahme 
einwirkt. Gerade im Internet, 
das einen weltweiten Werbe-
auftritt ermöglicht, sind Wer-
bemaßnahmen daher beson-
ders genau zu prüfen. Sollte 
sich die Werbung nämlich 
– im Internet naheliegend – 
auf den Markt mehrerer Staa-
ten auswirken, dann ist die 
Zulässigkeit der Werbung 
nach dem Recht jedes einzel-
nen betroffenen Staates zu 
prüfen (4 Ob 202/12 b). Da die 
Rechtsordnungen der einzel-
nen Staaten sehr unterschied-
lich sein können, stellt dies 
natürlich eine beträchtliche 
Rechtsunsicherheit dar. Will 
man dies vermeiden, sollte 
im Rahmen des Internetauf-
trittes prominent darauf hin-
gewiesen werden, dass etwa 
die Werbung nur für Österrei-
ch gilt (Disclaimer).   n

Antiquierte  
Beschränkung aufgehoben

Z 
 
wei ergangene 

Entscheidungen des 
Europäischen Gerichts-
hofes führten nun zum 
rechtlichen Ende von 
antiquierten Wettbe-
werbsbeschränkungen 
nach dem Gesetz gegen 
den unlauteren Wettbe-
werb (UWG).
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Es ging um einen Hauseigen-
tümer, der „zur Belustigung“ 
im Zuge eines Behördenver-
fahrens vor einer anberaum-
ten Befundaufnahme die an-
wesenden Personen fotogra-
fierte. Der Rechtsanwalt des 
Klägers sah sich durch das un-
befugt aufgenommene Bild in 
seinen Persönlichkeitsrechten 

verletzt und erhob Unterlas-
sungsklage gegen den Haus-
eigentümer. 

Die Untergerichte vernein-
ten eine Verletzung der Inte-
ressen des Klägers, da das Ur-
heberrechtsgesetz nur eine 
Veröffentlichung des Bildes 
verbiete, sofern dadurch die 
Interessen des Abgebildeten 
verletzt werden. Auch ge-
heim aufgenommene Bil-
der aus der Privatsphäre wa-
ren bisher unzulässig. Das Fo-
to, um das es im Prozess ging, 
wurde allerdings im Rahmen 
eines öffentlichen Verfahrens 
im Zuge einer Befundaufnah-
me geschossen. 

Der OGH entschied jedoch 
anders: Das Urheberrechts-
gesetz bietet zwar genügend 
Schutz vor unrechtmäßiger 
Verbreitung, allerdings ist 
schon die Herstellung von Fo-
tos in der Öffentlichkeit ge-
eignet, das Recht am eigenen 
Bild als besondere Erschei-
nungsform des Persönlich-
keitsrechtes zu verletzen. Ent-
scheidend ist nicht, ob das Fo-
to im privaten oder im öffent-

lichen Bereich geknipst wur-
de, sondern wie die betrof-
fene Person diese Aufnahme 
empfindet. Entsprechend der 
deutschen Rechtssprechung 
ist demnach eine Abwägung 
der Interessen zwischen der 
abgebildeten Person und dem 
Fotografen vorzunehmen. 

Vorrangig ist auf die Ab-
sicht des Fotografen nach Ziel 
und Zweck des Bildes sowie 
auf die Erkennbarkeit der ab-
gebildeten Personen abzu-
stellen. Es werden daher Per-
sonen, die zufällig im Hinter-
grund oder etwa auf Urlaubs-
fotos zu sehen sind, auch zu-
künftig nicht schon des-
halb in ihren Persönlichkeits-
rechten verletzt. Einer ge-
zielten, öffentlichen Aufnah-
me, besonders wenn diese für 
den Abgebildeten unbewusst 
oder grundlos erfolgt, kann 
aber nach dieser Entschei-
dung jedenfalls in größerem 
Ausmaß als bisher entgegen-
getreten werden.  n

S 
 
tellen Sie sich vor, 

Sie machen ein Erinne-
rungsfoto und finden 
sich dann plötzlich als 
Beklagter vor Gericht 
wieder. Unmöglich? 
Nach einer kürzlich er-
gangenen Entscheidung 
des Obersten Gerichts-
hofes (6 Ob 256/12h) 
erscheinen die Rechte 
am eigenen Bild in neu-
em Licht.

Persönlichkeitsrecht l Keine Fotos mehr?

Paparazzi unter uns!
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auch private KNipser können zu Paparazzi werden.
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Vertraulichkeit, Unabhängigkeit und die Vermeidung von Interessenkollisionen 
sind nur bei Ihrer Anwältin oder Ihrem Anwalt gesetzlich garantiert. 
Hier finden Sie sie: www.kosch-partner.at

Erzählen Sie Ihre 
        Geheimnisse, wem 

Sie wollen. 
Solange er Anwalt ist.


